Niederschrift
Uber die 6ffentliche Sitzung des Kreistages Miltenberg
von Donnerstag, 12.05.2016,
im grof3en Sitzungssaal des Landratsamtes Miltenberg

Beginn der Sitzung: 14:00 Uhr
Ende der Sitzung: 15:15 Uhr

Den Vorsitz fuhrte Herr Landrat Jens Marco Scherf.

Anwesend waren:

Kreistagsmitglieder

Frau Marion Becker
Herr Karlheinz Bein
Herr Michael Berninger
Herr Kurt Bittner

Herr Harald Blankart
Herr Thomas Borgwardt
Herr Helmut Demel
Herr Roland Eppig

Herr Dr. Hans Jurgen Fahn
Frau Edeltraud Fecher
Herr Dietmar Fieger
Frau Regina Frey

Herr Boris Grof3kinsky
Herr Michael Glnther
Frau Nina Hecht

Herr Dr. Florian Herrmann
Herr Dr. Heinz Kaiser
Frau Sabine Kettinger
Herr Thomas Kdhler
Frau Hannelore Kreuzer
Herr Erich Kuhn

Herr Edwin Lieb

Herr Dr. Heinz Linduschka
Herr Matthias Luxem
Herr Peter Maurer

Herr Thorsten Meyerer
Frau Petra Miinzel

Herr Gunther Oettinger
Frau Karin Passow
Herr Dipl.-Ing. Karlheinz Paulus
Herr Jirgen Reinhard
Herr Otto Schmedding
Herr Engelbert Schmid
Herr Siegfried Scholtka
Herr Bernd Schotterl
Frau Monika Schuck
Herr Rudi Schuck

Herr Manfred Schililer
Herr Stefan Schwab
Herr Erich Stappel

Herr Dr. Christian Steid|
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Herr Ansgar Stich

Herr Matthias Ullmer

Herr Roland Weber

Frau Ruth Weitz

Frau Monika Wolf-PleBmann
Frau Susanne Woérner

Herr Thomas Zéller

Herr Wolfgang Zéller

Entschuldigt gefehlt haben:
Kreistagsmitglieder

Frau Ingrid Ballmann
Herr Joachim Bieber
Frau Sonja Dolzer-Lausberger
Herr Erwin Dotzel

Herr Ulrich Frey

Frau Claudia Kappes
Herr Berthold Riith

Herr Peter Schmitt

Herr Karl Josef Ullrich
Herr Dietmar Wolz

Herr Frank Zimmermann

Von der Verwaltung haben teilgenommen:

Herr Vill, Leiter SG 23 zuTOP 1
Herr Feil, Leiter Abt. 1 zuTOP 4
Herr Kramer, Leiter UB 3 zuTOP5
Herr Wosnik, Leiter UB 5 ZUTOP6-9

Frau Seidel, Leiterin UB 1
Frau Zipf-Heim, Schriftfihrerin
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Tagesordnung:
1 Forderung der Vermittlung von sozialem Wohnraum fir Wohnungssuchende
2 Nachbenennung eines beratenden Mitglieds im Jugendhilfeausschuss ftir Herrn Dr.
SchuRler, bisheriger Leiter der Erziehungsberatungsstelle
3 Stellungnahme Bundeswegeverkehrsplan
4  Bestellung eines Verbandsrates zum Zweckverband fur Rettungsdienst und Feuerwehr-
alarmierung Bayerischer Untermain
5 Haushalt 2016: Rechtsaufsichtliche Genehmigung durch die Regierung
6 Beschluss: Ausbau-Vereinbarung zwischen der Gemeinde Niedernberg und dem Land-
kreis Uber die Anderung der héhengleichen Kreuzung im Zuge der MIL 22
7 Beschluss: Ausbau-Vereinbarung zwischen der Gemeinde Schneeberg und dem Land-
kreis Miltenberg zur Einleitung des StralRenwassers in die gemeindliche Kanalisation (1.
Teilbereich), OD Schneeberg, MIL 09
8 Beschluss: Ausbau-Vereinbarung zwischen der Gemeinde Schneeberg und dem Land-
kreis Uber die Erneuerung eines Teilbereiches der OD Schneeberg, MIL 09
9 Beschluss: Ausbau-Vereinbarung zwischen der Gemeinde Schneeberg und dem Land-
kreis Miltenberg zur Einleitung des StralRenwassers in die gemeindliche Kanalisation (2.
Teilbereich), OD Schneeberg, MIL 09
10 Anfragen
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Landrat Scherf informiert vor Einstieg in die Tagesordnung zum Sachstand der Resolution
zum Personalkostenersatz fir die Ubernahme staatlicher Aufgaben im Bereich Asyl, die am
2. Februar 2016 im Kreistag beschlossen wurde.

Uber die einstimmig vom Kreistag am 2. Februar beschlossene Resolution zur Ubernahme
der im Bereich Asyl anfallenden Personalkosten durch den Freistaat Bayern bzw. die Bun-
desrepublik Deutschland habe er den Regierungsprasidenten von Unterfranken mit Schrei-
ben vom 3. Februar 2016 schriftlich informiert und ihn um Weitergabe an die Bayerische
Staatsregierung gebeten. Mit Schreiben vom 2. Méarz 2016 sei die Resolution des Kreistags
mit einem Auszug aus der Niederschrift an die Bayerische Staatsregierung und das zustan-
dige Bayer. Staatsministerium fur Bau und Verkehr gegangen. Ebenfalls sei der Bayer.
Landkreistag Uber die Resolution informiert worden.

Die diesbezugliche Stellungnahme des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, fir Bau
und Verkehr, habe ihm der Regierungsvizeprasident von Unterfranken, Herr Jochen Lange,
mit Schreiben vom 20.04.2016 zukommen lassen.

Vom bayerischen Landkreistag gebe es bislang keine Reaktion. Er werde seitens des Land-
ratsamtes jedoch von der Antwort der Bayerischen Staatsregierung informiert werden.

Das Schreiben vom 20. April 2016 werde ins KIS gestellt.

Landrat Scherf informiert Uber die Prasentation von Bayerischem Odenwald und Churfran-
ken auf dem Maimarkt in Mannheim und zeigt einige Eindriicke anhand von Bildern, u.a. von
der einstiindigen Sondersendung des SWR.

Landrat Scherf informiert, dass 6 227 400 Euro Fordermittel des Kommunalinvestitionspro-
gramms (KIP) in den Landkreis Miltenberg flieRBen.

Mit dem KIP wirden MalRnahmen zur energetischen Sanierung oder zum Abbau von bauli-
chen Barrieren an kommunalen Einrichtungen gefdrdert. Mit dabei seien Schulen, Kinderta-
gesstatten, soziale Einrichtungen oder Verwaltungsgebaude. Zudem werden stadtebauliche
Maflnahmen zum Barriereabbau oder zur Revitalisierung von Leerstanden gefdrdert.

In den Landkreis Miltenberg flieBen nach Altenbuch zur energetischen Sanierung mit Auf-
zugsanlage 835 700 Euro, nach Amorbach zur Sanierung des Verwaltungsgebaudes 1,8
Millionen Euro, nach Eichenbilhl zur Sanierung des Rathauses 326 000 Euro und fir die
Sanierung des Dorfgemeinschaftshauses Heppdiel 133 700 Euro, an den Schulverband
Faulbach fiur die Verbandsschule 2,3 Millionen Euro, nach Miltenberg fiir die barrierefreie
Stadtteilverbindung am Bahnhof 450 000 Euro und nach Stadtprozelten fir die barrierefreie
ErschlieBung des alten Rathauses 379 800 Euro.

Damit verbindet Landrat Scherf seinen Dank an den Freistaat Bayern. Er merkt an, dass sich
der Landkreis Miltenberg in Absprache mit dem Kreisverband des Bayerischen Gemeinde-
tags nicht mit einem eigenen Antrag an dem Programm beteiligt habe, damit die volle Sum-
me den antragsberechtigten Gemeinden Uberlassen werde. Fast alle anderen Landkreise in
Unterfranken hatten das nicht so gemacht.

Kreisrat Oettinger dankt dem Landrat ausdrucklich fir das gemeindefreundliche Vorgehen
beim KIP.
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Herr Lieb bedankt sich fir die Prasentation auf dem Maimarkt und regt an, im nachsten Jahr
fur Apfelwein zu werben, da wir sehr viele Streuobstwiesen im Landkreis héatten.

Frau Seidel wird die Anregung an Frau Birgit Dacho weiterleiten.

Tagesordnungspunkt 1:
Foérderung der Vermittlung von sozialem Wohnraum fir Wohnungssuchende

Herr Vill tragt vor, dass in den mittlerweile 62 Fluchtlingsunterkinften im Landkreis derzeit
1249 Menschen wohnen wirden, davon 197 anerkannte Fllchtlinge, sogenannte ,Fehlbele-
ger”. Diese seien verpflichtet, aus den Flichtlingsunterkiinften auszuziehen und wirden da-
fir angemessenen Wohnraum bendétigen. Die Zahl der anerkannten Flichtlinge werde weiter
steigen. Die Verknappung des Angebots an angemessenem Wohnraum durch den zusatzli-
chen Bedarf der anerkannten Asylbewerber treffe jedoch auch Wohnungssuchende ohne
Migrationshintergrund.

Mit ,angemessenem Wohnraum® sei Wohnraum im Rahmen der vom Landkreis festgelegten
Mietobergrenzen gemeint, die vor allem bei Hartz IV-Bezug maximal anerkannt werden, ak-
tuell:

Personen Wohnraume | Flache gm | Grundmiete
1 1-2 50 300,00 €
2 2-3 65 349,00 €
3 3 75 400,00 €
4 4 90 456,00 €
5 5 105 525,00 €
jede weitere Person zuzugl. 15 | zuzugl. 57 €

(Nebenkosten sowie die angemessenen Heizkosten wirden noch hinzukommen.)

Bis zur Schaffung von ausreichend neuem Wohnraum in diesem Mietpreissegment wirden
Menschen, die auf solchen Wohnraum angewiesen sind, Hilfestellung bendtigen.

Mit dem im Beschlussvorschlag genannten Personenkreis seien zunachst die oben genann-
ten Fehlbeleger abgedeckt, die nach Anerkennung in der Regel vom AsylbLG-Bezug zum
Jobcenter wechseln, jedoch auch andere Sozialhilfe- und Hartz IV-Empfanger, Wohngeld-
empfanger und in der Regel auch Menschen in der Schuldnerberatung. Gerade in Schuld-
nerberatungsféllen komme es haufig vor, dass auch Mietschulden entstehen wirden und
dadurch Obdachlosigkeit drohe oder sich bei zu hoher Miete schon aus diesem Grund ein
Umzugsbedarf in glinstigeren Wohnraum ergebe.

Die Formulierung ,Menschen mit niedrigem Einkommen® lasse etwas Auslegungsspielraum
fur Hartefélle zu. Im Zweifelsfall konne aber auf die Einkommensgrenze nach § 85 SGB Xl
verwiesen werden, die geringfiigig hoher liege als der Hartz-IV-Bedarfssatz.

Ausgeschlossen wére jedoch, dass finanziell gut situierte Wohnungsuchende dieses kosten-
lose Angebot nutzen wirden.

Konkret waren von der Stelle vor allem folgende Aufgaben zu Gbernehmen:
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Aktive Akquise von anmietbarem angemessenem Wohnraum (Unterstltzer suchen bei

Gemeinden, Aufrufe in Amtsblattern, leerstehende Mietobjekte finden, deren Eigentiimer

aktiv ansprechen usw.)

e Entgegennahme von Angeboten vermietungswilliger Vermieter des oben genannten
Mietpreissegments

¢ Angebote der Wohnbaugesellschaften einbeziehen

¢ Vermittlung an Wohnungssuchende des oben genannten Personenkreises

e Unterstiitzung von Jobcenter und Sozialamt in Streitigkeiten tUber die Verfugbarkeit an-
gemessenen Wohnraums

o Netzwerkarbeit (Zusammenarbeit mit Kirchengemeinden / Gemeinden / Ehrenamtlichen

vor Ort / Beratungsstellen / Sozialleistungstragern / Sozialpaten)

Offentlichkeitsarbeit

Eine solche Stelle bestehe seit 2005 beim Caritasverband fir den Landkreis HalRRberge
(84.000 EW) und werde dort mit zuletzt 15 Wochenstunden vom Landkreis geférdert. Die
Strukturen wirden dem Vorschlag der Verwaltung entsprechen. Bei der Grol3e des Land-
kreises Miltenberg (128.000 EW) sei ein Stellenumfang von 25 Wochenstunden vergleichbar
und erscheine angemessen.

Auch im Landkreis Miltenberg sollte die Stelle — wie in Haf3furt — beim Kreiscaritasverband
angesiedelt werden, weil dort neben der Asylsozialberatung (in der sich die Fehlbeleger zu-
vor befanden) auch ein allgemeiner Sozialdienst mit 0,5 VZK (keine Personenkreisbegren-
zung!) angeboten werde, daneben aber vor allem auch die ebenfalls vom Landkreis gefor-
derte Schuldnerberatung mit 1,5 VZK, mit der aus den oben genannten Grinden haufig
Uberschneidung im Beratungsbedarf bestehe.

Weitere Vorteile seien die Nahe des Caritasverbandes zu den Kirchengemeinden beider
Konfessionen (Gemeindecaritas), zu vielen Ehrenamtlichen in den Gemeinden und letztlich
auch das bei Caritas angesiedelte Sozialpatenprojekt unseres Jobcenters.

Die Vorgehensweise — vor allem auch die beabsichtigte Zuweisung der Stelle an Caritas —
sei am 16.03.2016 in der Arbeitsgemeinschaft der Wohlfahrtsverbédnde im Landkreis Milten-
berg (ARGE Wohlfahrt) einvernehmlich besprochen worden. Es habe dort durchgéngiger
Konsens hinsichtlich Notwendigkeit einer solchen Stelle sowie auch zur Sinnhaftigkeit der
Beauftragung des Kreiscaritasverbandes bestanden. Wenn (berhaupt, dann sei nur beim
Caritasverband aufgrund der bereits bestehenden Strukturen und Vernetzungen eine Um-
setzung des oben genannten Aufgabenkatalogs durch eine Kraft mit 25 Wochenstunden
vorstellbar.

Eine Umsetzung des Beschlusses bei Einstellung ab 01.06.2016 wirde eine Zahlung an
Caritas flir 2016 von bis zu ca. 25.000 € bedeuten, in den Folgejahren bis zu ca. 40.000 €.

Die Forderung beruhe auf der Verpflichtung des Landkreises als Sozialleistungstrager, da-
rauf hinzuwirken dass auch Beratungsstellen hinreichend zur Verfiigung stehen (88 14, 17
Abs. 1 Nr. 2 Sozialgesetzbuch (SGB) I). Der festgelegte Personenkreis betreffe weit tber-
wiegend die Zustandigkeit des Landkreises. Dies gelte hier vor allem auch fur die Hartz-1V-
Empfanger, weil es dabei um die Kosten der Unterkunft gehe, fir die alleinige Zustandigkeit
des kommunalen Tragers bestehe, ebenso weitgehend fir das Klientel der Schuldnerbera-
tung (88 11 Abs. 5 SGB XIlI, 16a Nr. 2 SGB Il). Sozialhilfeleistungen sollten gemafl3 § 15
Abs. 1 SGB XIl auch schon im Vorfeld eines Leistungsbezugs erbracht werden.

Die Vorlage sei mit dem Jobcenter Miltenberg abgestimmt und werde von dort beflrwortet.

Haushaltsmittel seien eingestellt.
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Der Ausschuss fur Bildung, Kultur und Soziales habe dem Kreistag in seiner Sitzung am 5.
April 2016 einstimmig empfohlen, dem Beschluss zuzustimmen.

Kreisrat Oettinger auf3ert fir die Neue Mitte die Bitte, zusatzlich zu den Fordersétzen eine
Tabelle mit Férdersatzen fur Wohnungsgemeinschaften (WGs) flr Singles zu erstellen.

Die Vorteile seien, dass anerkannte Singles so Uberhaupt Wohnraum finden kénnten, denn
es gebe im gesamten Landkreis keine freien Single-Wohnungen. Und wenn, seien diese
groler als 50m? und auf jeden Fall teurer als 300,00 €. Single-Wohnungen lagen bei 7 bis 8
€ pro m2 und hatten eine GroRRe ab 65 mz.

Fur WGs miusste z.B. nur eine Einrichtung fur die Kiiche oder das Wohnzimmer gefunden
werden. Der Tagesablauf sei bei Singles, die sich gegenseitig unterstitzten, leichter darzu-
stellen und bei Aufnahme einer Berufstatigkeit lieRen sich besser Fahrgemeinschaften bil-
den.

Herr Vill nimmt die Anregung mit.

Der Kreistag beschlief3t einstimmig:

1. Der Landkreis Miltenberg gewahrt ab sofort bis vorlaufig 31.12.2020 eine Férderung zur
Finanzierung einer beim Caritasverband fir den Landkreis Miltenberg e.V. (Kreiscaritas-
verband) zu schaffenden Stelle zur Vermittlung von angemessenem Wohnraum fur Woh-
nungssuchende des nachgenannten Personenkreises im Landkreis Miltenberg.

Personenkreis: Bezieher von Leistungen nach SGB IlI, SGB Xll, dem Wohngeldgesetz
oder vergleichbarer Leistungen, Personen die vom Bezug solcher Leistungen bedroht
sind, Personen die von Obdachlosigkeit bedroht sind, Menschen mit niedrigem Einkom-
men.

2. Die Forderung umfasst die Personal- und notwendigen Sachkosten fir eine geeignete
Fachkraft (Vergitung maximal vergleichbar TV6D EG 9) bei einem Stellenumfang von
zunachst 25 Wochenstunden abziiglich eines zehnprozentigen Eigenanteils des Tragers.
Verfugbare Fordermdglichkeiten durch Dritte sind ebenfalls vorrangig in Anspruch zu
nehmen. Die Abrechnung erfolgt nach Vorlage einer Gesamtkostenabrechnung (Defizit-
nachweis) und eines Tatigkeitsberichts jeweils im Folgejahr, im laufenden Jahr wird ein
angemessener Abschlag gezabhilt.

Uber eine etwaige Erhohung des Stellenumfangs in den nachfolgenden Jahren wird bei
Bedarf gesondert beschlossen.

Tagesordnungspunkt 2:
Nachbenennung eines beratenden Mitglieds im Jugendhilfeausschuss fir Herrn Dr.
Schuller, bisheriger Leiter der Erziehungsberatungsstelle

Landrat Scherf tragt vor, dass mit Beschluss des Kreistages vom 12.05.2014 der Leiter der
Erziehungsberatungsstelle, Herr Dr. Stefan Schililer, als beratendes Mitglied in den Ju-
gendhilfeausschuss berufen worden sei.

Wie der Presse bereits zu entnehmen gewesen sei, und der Caritasverband fur den Land-
kreis Miltenberg e.V. mit E-Mail vom 02.05.2016 mitgeteilt habe, sei Herr Dr. Schuf3ler dort
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zum 30.04.2016 ausgeschieden. Neuer Leiter der Erziehungsberatungsstelle sei Herr Peter
Winkler, der in der E-Mail gleichzeitig als neues beratendes Mitglied im Jugendhilfeaus-
schuss benannt worden sei. Frau Reinhild Reuter solle — wie im Kreistag am 12.05.2014
beschlossen — weiterhin die Stellvertreterin bleiben.

Gemal § 34 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe e der Geschéftsordnung fur den Kreistag, den Kreis-
ausschuss und weitere Ausschisse des Landkreises Miltenberg vom 18.12.2015 und § 3
Abs. 3 der Satzung fir das Jugendamt des Landkreises Miltenberg vom 06.05.1996 in der
Fassung vom 02.05.2008 gehdére eine Fachkraft, die in der Beratung im Sinne des § 28 SGB
VIII (Erziehungsberatung) tatig sei, dem Jugendhilfeausschuss als beratendes Mitglied nach
Art. 19 AGSG an.

Nach § 34 Abs. 2 Satz 3 der Geschaftsordnung fir den Kreistag sei nach Art. 19 Abs. 2
AGSG ein Ersatzmitglied zu benennen, wenn ein beratendes Mitglied vor Ablauf der Wahl-
zeit ausscheide. Dieses werde nach Art. 19 Abs. 2 Satz 2 AGSG von der Beratungsstelle
benannt, die Aufgaben im Sinn des 8§ 28 SGB VIl wahrzunehmen.

Nach § 4 Abs. 4 der Satzung fir das Jugendamt wirden die beratenden Mitglieder des Ju-
gendhilfeausschusses und ihre Stellvertreter bzw. Stellvertreterinnen durch Beschluss des
Kreistages bestellt.

Nachdem Herr Peter Winkler als neuer Leiter der Erziehungsberatungsstelle und Nachfolger
von Herrn Dr. Stefan SchiBler vom Trager der Erziehungsberatungsstelle, dem Caritasver-
band fir den Landkreis Miltenberg e.V., als neues beratendes Mitglied des Jugendhilfeaus-
schusses benannt worden sei, sei nun seine Bestellung durch den Kreistag erforderlich.

Der Kreistag fasst den einstimmigen
Beschluss:

Als neues beratendes Mitglied im Jugendhilfeausschuss wird fir den aus der Erziehungsbe-
ratungsstelle ausgeschiedenen bisherigen Leiter, Herrn Dr. Stefan SchifRler, nach Benen-
nung durch den Trager, den Caritasverband fir den Landkreis Miltenberg e.V., sein Nachfol-
ger, Herr Peter Winkler, bestellt.

Tagesordnungspunkt 3:
Stellungnahme Bundeswegeverkehrsplan

Herr Landrat Scherf gibt folgende Eilentscheidung bekannt:

Der Bundesverkehrswegeplan umfasst alle Investitionen des Bundes in seine Verkehrswege
StralRe und Schiene. Darunter fallt nicht nur der Neu- und Ausbau, sondern auch die Erhal-
tung und Erneuerung. Die Verkehrstrager Ubergreifende, integrierte Planung wird im Rah-
men eines Gesamtverkehrskonzepts erstellt. Der Bundesverkehrswegeplan wird vom Bun-
desverkehrsministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur aufgestellt und vom Bundeska-
binett beschlossen werden. Er bildet die Grundlage fur die Ausbaugesetze fir Bundesfern-
stral3en und Bundesschienenwege.

Bundesminister Alexander Dobrindt hat mit dem Entwurf des neuen Bundesverkehrswege-
plans die Gesamtstrategie fur die Investitionen des Bundes in die Infrastruktur bis 2030 vor-
gelegt. Erstmals wird die Offentlichkeit bei der Aufstellung eingebunden. Der Entwurf des
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neuen Bundesverkehrswegeplans ist samt dem erstmals erstellten Umweltbericht 6ffentlich
ausgelegt. Sechs Wochen lang, vom 21. Marz bis zum 2. Mai 2016, konnten Interessierte
zum BVWP 2030 Stellung nehmen.

Der Landkreis Miltenberg habe mit Schreiben vom 25.04.2016 zum Entwurf des Bundes-
wegeverkehrsplans Stellung genommen (siehe Anlage).

Der Kreistag nimmt die Bekanntgabe zur Kenntnis.

Tagesordnungspunkt 4:
Bestellung eines Verbandsrates zum Zweckverband fur Rettungsdienst und Feuer-
wehralarmierung Bayerischer Untermain

Herr Feil tragt vor, dass nach § 6 der Verbandssatzung des Zweckverband fur Rettungs-
dienst und Feuerwehralarmierung Bayerischer Untermain die Verbandsversammlung aus
den Landréaten der beiden Landkreise Aschaffenburg und Miltenberg, dem Oberbirgermeis-
ter der Stadt Aschaffenburg und den Ubrigen Verbandsraten bestehe. Die Anzahl der Ubrigen
Verbandsrate richte sich nach der Einwohnerzahl des Verbandsmitglieds und betrage je ei-
nen Verbandsrat pro angefangene 30.000 Einwohner. Damit seien bei circa 128.000 Ein-
wohnern des Landkreises auRer dem Landrat funf weitere Verbandsrate und jeweils eine
Stellvertretung durch einfachen Kreistagsbeschluss zu bestellen. Die Verbandsrate aus dem
Landkreis Miltenberg seien in der Sitzung am 12.05.2014 bestellt worden. Durch das Aus-
scheiden von Herrn Thomas Gareus aus dem Kreistag sei eine eigenstéandige neue Bestel-
lung eines Verbandrates notwendig, Art. 31 Abs. 2 S. 3 i.V.m. Abs. 4 KommZG. Die SPD-
Kreistagfraktion wiinsche, dass Herr Karlheinz Paulus in alle Funktionen nachrickt.

Die Mitglieder des Kreistages fassen den einstimmigen

Beschluss:

Herr Karlheinz Paulus wird auf Vorschlag der SPD-Kreistagsfraktion zum Verbandsrat an
Stelle des ausgeschiedenen Verbandsrates Herrn Thomas Gareus bestellt.
Tagesordnungspunkt 5:

Haushalt 2016: Rechtsaufsichtliche Genehmigung durch die Regierung

Herr Kramer berichtet zur rechtsaufsichtlichen Genehmigung des Haushaltes 2016 durch die
Regierung anhand beiliegender Préasentation.

Die Mitglieder des Kreistages nehmen die Ausfihrungen zur Kenntnis.

Tagesordnungspunkt 6:
Beschluss: Ausbau-Vereinbarung zwischen der Gemeinde Niedernberg und dem
Landkreis Gber die Anderung der héhengleichen Kreuzung im Zuge der MIL 22

Herr Wosnik tragt vor, dass die Ausbau-Vereinbarung zwischen der Gemeinde Niedernberg
und dem Landkreis Miltenberg die Anderung der hdhengleichen Kreuzung ,Rémerstrafie’,
,Hauptstrae®, ,Waldweg“ und “GroRRwallstadter StralRe® im Zuge der Kreisstrale MIL 22 in
Niedernberg betreffe.
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Im Zuge des Sanierungskonzeptes der Gemeinde Niedernberg solle auch der Kreuzungsbe-
reich am sogenannten ,Rosengartchen® neu gestaltet werden. Die Ausfiihrung sei noch fir
2016 eingeplant.

Die Gemeinde Niedernberg Ubernehme die Koordinierungs- und Planungsleistungen der
MalRRnahme. Das Ingenieurbiro Jung aus Kleinostheim habe im Auftrag der Gemeinde die
Planunterlagen gefertigt und werde auch die Aufgabe der Bauleitung wahrnehmen. Im Kreis-
straRenhaushalt 2016 seien 300.000 € fur die MaRnahme eingeplant.

Im Zuge der Gesamtmalinahme wiirden der gemeindliche Kanal und die Wasserversorgung
durch die Gemeinde erneuert bzw. instandgesetzt werden.

Gemal Bayer. StralRen- und Wegegesetz und den StraRenkreuzungsrichtlinien seien hierzu
entsprechende Ausbau-Vereinbarungen zwischen den betroffenen Baulasttrdgern abzu-
schliel3en. Die vorliegende Ausbauvereinbarung regele u.a. die Abrechnung, die Kostentei-
lung und die Bau- und Unterhaltungslast.

Die kreuzungsbedingten Kosten wirden entsprechend Art. 32 Abs. 4 Satz 1 BayStrWG im
Verhéltnis der Fahrbahnbreiten, der an der Kreuzung beteiligten Stral3enaste, geteilt werden.
Das Kostenteilungsverhdltnis betrage nach den Planunterlagen und ortlichen Festlegungen
fur die Gemeinde 52,33 % und fur den Landkreis 47,67 %.

AulRerdem vergite der Landkreis der Gemeinde fiir Planung und Bauleitung 5 % der auf den
Landkreis entfallenden kreuzungsbedingten Grunderwerbs- und Baukosten einschl. MwSt.

Nicht Gegenstand dieser Vereinbarung sei ein ggf. notwendiger Kanalkostenbeitrag fiir die
Einleitung des StralRenwassers bei Erneuerung des gemeindlichen Kanals. Dies ware ggf.
noch in einer gesondert abzuschlieRenden Vereinbarung zu regeln.

Der Gemeinderat der Gemeinde Niedernberg habe der Vereinbarung einschlielich der Kos-
tenaufteilung in der Sitzung am 16.02.2016 zugestimmt.

Die technische Verwaltung des Landratsamtes und das Staatliche Bauamt Aschaffenburg
wirden empfehlen, der Vereinbarung zuzustimmen.

Der Ausschuss fir Bau und Verkehr habe in seiner Sitzung am 07.06.2016 dem Kreistag
einstimmig empfohlen, der Vereinbarung zuzustimmen.

Die Mitglieder des Kreistages fassen den einstimmigen

Beschluss:

Der Kreistag beschlief3t die Ausbau-Vereinbarung zwischen der Gemeinde Niedernberg und

dem Landkreis Miltenberg (iber die Anderung der héhengleichen Kreuzung im Zuge der
KreisstralRe MIL 22.
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Tagesordnungspunkt 7:

Beschluss: Ausbau-Vereinbarung zwischen der Gemeinde Schneeberg und dem
Landkreis Miltenberg zur Einleitung des StralRenwassers in die gemeindliche Kanalisa-
tion (1. Teilbereich), OD Schneeberg, MIL 09

Herr Wosnik berichtet, dass die Gemeinde Schneeberg im Bereich der Ortsdurchfahrt
Schneeberg im Zuge der Kreisstral3e MIL 09, Abschnitt 100, Station 0,075 bis Station 0,177,
die bestehende Kanalisation, die auch der Entwasserung dieser Stral3e diene, im Inliner-
Verfahren instandsetze.

Die Gemeinde Schneeberg sei fiur die gesamte Planung, Ausschreibung, Vergabe, Bau-
Uberwachung, Abrechnung und Vertragsabwicklung zustandig.

Das Ingenieur-Buro Eilbacher aus Miltenberg habe im Auftrag der Gemeinde die Planunter-
lagen gefertigt und werde auch die Aufgabe der Bauleitung wahrnehmen.

Gemald Bayer. StraBen- und Wegegesetz, den Ortsdurchfahrtenrichtlinien und den sonst fir
die StralRenbauverwaltung geltenden Vorschriften und Richtlinien sei hierzu eine entspre-
chende Ausbau-Vereinbarung zwischen den betroffenen Baulasttragern abzuschlie3en.

Die vorliegende Ausbauvereinbarung regele die Bau- und Unterhaltungslast fir ,die bauliche
Instandsetzung (im Inliner-Verfahren) und die Unterhaltung einer gemeindlichen Kanalisation
zur Entwasserung des StralRenkorpers und der Fahrbahn der Kreisstralle MIL 9, OD
Schneeberg (1. Teilbereich)*.

Die StraRenbauverwaltung beteilige sich an den Kosten der Herstellung der gemeindlichen
Kanalisation einschlie3lich der StraReneinlaufe in Hohe des Betrages, der fiir den Bau einer
eigenen StralRenentwéasserungsanlage aufzuwenden waére, nach MalRgabe der im § 4 gere-
gelten Inhalte.

In dieser Vereinbarung werde ein vorlaufiger Kostenbeitrag ermittelt, der mit 9.975,- € be-
rechnet worden sei. Der endgliltige Kostenbeitrag werde nach der Bauausfihrung durch ge-
meinsames oOrtliches Aufmal} ermittelt. Dieser Kanalkostenbeitrag werde im Kreisstral3en-
haushalt 2017 eingestellt.

Die Gemeinde hole rechtzeitig vor der Ausschreibung die Zustimmung der StralRenbauver-
waltung zum Bauentwurf, zum Bauzeitenplan und zu den Verdingungsunterlagen fur die ge-
nannte Baumafnahme ein.

Die Zustimmung der Gemeinde Schneeberg Uber die hier beschriebene Vereinbarung liege
noch nicht vor. Die Sitzung des Gemeinderates habe am 06.04.2016 stattgefunden.

Die technische Verwaltung des Landratsamtes und das Staatliche Bauamt Aschaffenburg
wirden empfehlen, der Vereinbarung zuzustimmen.

Der Ausschuss fur Bau und Verkehr habe dem Kreistag in seiner Sitzung am 7. April 2016
einstimmig empfohlen, der Vereinbarung zuzustimmen.

Die Mitglieder des Kreistages fassen den einstimmigen

Beschluss,

der Vereinbarung zwischen dem Landkreis Miltenberg und der Gemeinde Schneeberg Uber

einen Kostenbeitrag des Landkreises fir die Einleitung des StraRenabwassers in die ge-
meindliche Kanalisation (1. Teilbereich), OD Schneeberg Kreisstral3e MIL 09 zuzustimmen.
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Tagesordnungspunkt 8:
Beschluss: Ausbau-Vereinbarung zwischen der Gemeinde Schneeberg und dem
Landkreis Uber die Erneuerung eines Teilbereiches der OD Schneeberg, MIL 09

Herr Wosnhik berichtet, dass die Gemeinde Schneeberg die Gemeinschaftsmalinahme im
Benehmen mit der StralRenbauverwaltung durchfihre. Hierbei plane die Gemeinde, die
KreisstraRe MIL 09 im Zuge von Sanierungsarbeiten am gemeindlichen Kanal- und Wasser-
leitungsnetz innerhalb der Ortsdurchfahrtsgrenzen von Schneeberg auszubauen.

Die Gemeinde Schneeberg sei fir die gesamte Planung, Ausschreibung, Vergabe, Bau-
tiberwachung, Abrechnung und Vertragsabwicklung zustandig. Bestimmte Teile wirden, wie
in der Vereinbarung geregelt, im Auftrag und fir Rechnung der Stral3enbauverwaltung ver-
geben werden.

Das Ingenieurbtiro Eilbacher aus Miltenberg habe im Auftrag der Gemeinde die Planunterla-
gen gefertigt und werde auch die Aufgabe der Bauleitung wahrnehmen. Insbesondere die
Ausfihrungsplanung sei mit dem Staatlichen Bauamt Aschaffenburg abzustimmen.

Im KreisstralRenhaushalt 2016 seien 180.000,- € fir die Malnahme eingeplant.

Gemald Bayer. StraBen- und Wegegesetz, den Ortsdurchfahrtenrichtlinien und den sonst fir
die StralRenbauverwaltung geltenden Vorschriften und Richtlinien sei hierzu eine entspre-
chende Ausbau-Vereinbarung zwischen den betroffenen Baulasttragern abzuschliel3en. Die
vorliegende Ausbauvereinbarung regele u.a. die Abrechnung, die Kostenbeteiligung und die
Bau- und Unterhaltungslast.

Der Kreisstraldenabschnitt werde auf eine Lange von ca. 211m ausgebaut.

Mit der Vereinbarung Uber ,den Ausbau der Kreisstra3e MIL 9 in der Ortsdurchfahrt Schnee-
berg, (Teilbereich)“ werde u.a. die Kostenverteilung der Malinahme geregelt. Im § 3 sei die
Aufteilung zwischen Gemeinde und StraRenbauverwaltung beschrieben.

Die StraRenbauverwaltung vergiite der Gemeinde die Ubernahme der Planung, der Baulei-
tung und der sonstigen Verwaltungsaufgaben mit 5 v.H. der auf die StraRenbauverwaltung
entfallenden Baukosten einschlie3lich Mehrwertsteuer ohne Grunderwerb.

Mit Schreiben vom 08.03.2016 habe die Regierung von Unterfranken die grundsatzliche For-
derfahigkeit der MalBnahme nach Art. 2 BayGVFG festgestellt. Die Bezuschussung erfolge in
Form eines Festbetrages. Die Hohe der Zuwendung werde auf Grundlage des Ausschrei-
bungsergebnisses festgesetzt.

Die Zustimmung der Gemeinde Schneeberg Uber die hier beschriebene Vereinbarung liege
noch nicht vor. Die Sitzung des Gemeinderates habe am 06.04.2016 stattgefunden.

Die technische Verwaltung des Landratsamtes und das Staatliche Bauamt Aschaffenburg
wirden empfehlen, der Vereinbarung zuzustimmen.

Der Ausschuss fur Bau und Verkehr habe dem Kreistag in seiner Sitzung am 7. April 2016
einstimmig empfohlen, der Vereinbarung zuzustimmen.

Die Mitglieder des Kreistages fassen den einstimmigen

Beschluss,
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der Vereinbarung zwischen dem Landkreis Miltenberg und der Gemeinde Schneeberg Uber
den innerdrtlichen Ausbau der OD Schneeberg im Zuge der KreisstraRe MIL 09 zuzustim-
men.

Tagesordnungspunkt 9:

Beschluss: Ausbau-Vereinbarung zwischen der Gemeinde Schneeberg und dem
Landkreis Miltenberg zur Einleitung des StraBenwassers in die gemeindliche Kanalisa-
tion (2. Teilbereich), OD Schneeberg, MIL 09

Herr Wosnik tragt vor, dass die Gemeinde Schneeberg im Bereich der Ortsdurchfahrt
Schneeberg im Zuge der Kreisstral3e MIL 09, Abschnitt 100, Station 0,177 bis Station 0,286,
eine abgangige Kanalisation, die auch der Entwasserung dieser Stral3e diene, erneuere.

Die Gemeinde Schneeberg sei fur die gesamte Planung, Ausschreibung, Vergabe, Bau-
Uiberwachung, Abrechnung und Vertragsabwicklung zustandig.

Das Ingenieur-Buro Eilbacher aus Miltenberg habe im Auftrag der Gemeinde die Planunter-
lagen gefertigt und werde auch die Aufgabe der Bauleitung wahrnehmen.

Gemald Bayer. StralRen- und Wegegesetz, den Ortsdurchfahrtenrichtlinien und den sonst fur
die StralRenbauverwaltung geltenden Vorschriften und Richtlinien sei hierzu eine entspre-
chende Ausbau-Vereinbarung zwischen den betroffenen Baulasttragern abzuschliel3en.

Die vorliegende Ausbauvereinbarung regele die Bau- und Unterhaltungslast fur ,den Bau
und die Unterhaltung einer gemeindlichen Kanalisation zur Entwésserung des Stral3enkor-
pers und der Fahrbahn der Kreisstraf3e MIL 9, OD Schneeberg (2. Teilbereich).

Die StraRenbauverwaltung beteilige sich an den Kosten der Herstellung der gemeindlichen
Kanalisation einschlie3lich der StraReneinlaufe in Héhe des Betrages, der fiir den Bau einer
eigenen StralRenentwéasserungsanlage aufzuwenden waére, nach MaRgabe der im § 4 gere-
gelten Inhalte.

In dieser Vereinbarung werde ein vorlaufiger Kostenbeitrag ermittelt, der mit 23.625,- € be-
rechnet worden sei. Der endgliltige Kostenbeitrag werde nach der Bauausfihrung durch ge-
meinsames oOrtliches Aufmal3 ermittelt. Dieser Kanalkostenbeitrag werde im Kreisstral3en-
haushalt 2017 eingestellt.

Die Gemeinde hole rechtzeitig vor der Ausschreibung die Zustimmung der StralRenbauver-
waltung zum Bauentwurf, zum Bauzeitenplan und zu den Verdingungsunterlagen fur die ge-
nannte Baumafnahme ein.

Die Zustimmung der Gemeinde Schneeberg Uber die hier beschriebene Vereinbarung liege
noch nicht vor. Die Sitzung des Gemeinderates habe am 06.04.2016 stattgefunden.

Die technische Verwaltung des Landratsamtes und das Staatliche Bauamt Aschaffenburg
wirden empfehlen, der Vereinbarung zuzustimmen.

Der Ausschuss fur Bau und Verkehr habe dem Kreistag in seiner Sitzung am 7. April 2016
einstimmig empfohlen, der Vereinbarung zuzustimmen.

Die Mitglieder des Kreistages fassen den einstimmigen

Beschluss,
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der Vereinbarung zwischen dem Landkreis Miltenberg und der Gemeinde Schneeberg Uber
einen Kostenbeitrag des Landkreises fir die Einleitung des Strallenabwassers in die ge-
meindliche Kanalisation (2. Teilbereich), OD Schneeberg KreisstralRe MIL 09, zuzustimmen.

Tagesordnungspunkt 10:

Anfragen

Landrat Scherf erklart auf Nachfrage von Kreisratin Passow, dass der Betrieb in der Erstauf-
nahmeeinrichtung in Kleinheubach Ende Mai eingestellt werde. Am Donnerstag seien 30
Flichtlinge aus der Notunterkunft in eine Gemeinschaftsunterkunft verlegt worden und am
kommenden Dienstag wirden die letzten 30 der in Kleinheubach untergebrachten Asylsu-
chenden in die Gemeinschaftsunterkunft nach Obernburg umziehen. Die Immobilie in Klein-
heubach werde weiter vorgehalten, um fur neue Flichtlingswellen geriistet zu sein.

Kreisrat Oettinger regt an, im Kreisausschuss noch einmal tGiber den Zuschuss fur das Baye-
rische Rote Kreuz zu verhandein.

Kreisrat Dr. Fahn unterstitzt diese Anregung.
Landrat Scherf stimmt zu, dass dieser Punkt auf die Tagesordnung des Kreisausschusses

genommen werde, da sich die Kreistagsfraktionen der wertschatzenden Wahrnehmung der
Arbeit des BRK-Kreisverbandes anschlief3en.

gez. gez.
Scherf Zipf-Heim
Vorsitzender Schriftfihrerin

Seite 14 von 14



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	BM_TEXT3
	BM_TEXT1
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß
	Zu
	FLD_gsgrnr
	FLD_sidat

